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An:   v4@bka.gv.at  

cc:  begutachtungsverfahren@parlament.gv.at 

 

Salzburg, am 20.12.2009 

 

Betrifft:  Stellungnahme zum Entwurf für ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes-

Verfassungsgesetz, das KommAustria-Gesetz, das Telekommunikationsgesetz 

2003, das Verwertungsgesellschaftengesetz 2006, das ORF-Gesetz, das 

Privatfernsehgesetz, das Privatradiogesetz und das Fernseh-Exklusivrechtegesetz 

geändert werden. 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Programmauftrag (künftig: Öffentlich-rechtlicher Kernauftrag) verankert das ORF Gesetz 

gesellschaftspolitische Anforderungen und Leitlinien für das umfassende Spektrum der 

Kommunikationsleistung des Unternehmens. 

Die Orientierung an Prinzipien der Nachhaltigkeit, als größte gesellschaftspolitische Herausforderung 

schlechthin, fehlt darin leider – obwohl dies im Regierungsprogramm explizit vorgesehen ist (Kapitel 

Medien und Telekommunikation, Punkt 2. Sicherung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und seiner 

Zukunftschancen).  

Zudem soll – auch in Hinblick auf das Internationale Jahr der Biodiversität 2010 und seiner 

Hintergründe - im Programmauftrag das Wort Naturschutz dezidiert erwähnt werden. 

 

Dementsprechend lauten unsere Vorschläge  

 

für § 4. (1): 

 „Der Österreichische Rundfunk hat durch die Gesamtheit seiner gemäß § 3 verbreiteten Programme 

und in Hinblick auf die Verbreitung des Nachhaltigkeitsprinzips zu sorgen für:“ 

 

für § 4 (2) 

 „In Erfüllung seines Auftrags hat der Österreichische Rundfunk ein differenziertes Gesamtprogramm 

von Information, Kultur, Umwelt- und Naturschutz, Unterhaltung und Sport für alle anzubieten, wobei 

in allen Bereichen die Verbreitung und Förderung eines nachhaltigen Lebensstils zu erfolgen hat. 

...“ 

für § 4 (14) 

„Die Informationen über Themen des Natur- , Umwelt- und Konsumentenschutzes...“ 

 

Mit besten Grüßen für den NATURSCHUTZBUND Österreich, 

 

 
 

Prof. DDR. Eberhard Stüber 

Präsident 

 

cc: Präsidium des Nationalrates 
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